
// Haltung zu Nachhaltigkeit, Umweltbewusstsein 
und Schonung der Ressourcen! All das verankern wir 
in unserem täglichen kreativen Denken und Handeln, 
in unserem gestalterischen Arbeiten. Wir laden Sie 
ein diesen Weg gemeinsam mit uns zu gehen! //

büro.für
gestaltung



Wir verbessern uns permanent, 
entwickeln unsere Arbeitsqualität 
kontinuierlich weiter und sind offen 
für neue Impulse. 

Wir arbeiten leidenschaftlich, mit Kreativität 	
und Herz.Wir identifizieren uns mit den Zielen 
unserer Kunden. 

unsere werte.

Wir arbeiten diszipliniert, präzise und 
mit Liebe zum Detail.

Wir arbeiten professionell und zu-
verlässig. Jeder trägt zum positiven  
wirtschaftlichen Ergebnis bei.

Was wirklich zählt, sind weder die geleistete 
Arbeit noch die entstandenen Anstrengungen, 
sondern ausschließlich die erzielten Ergebnisse. 



natürlich. Wir geben 
Antworten und schaffen 
Lösungen! design.idee ent-
wickelt Marken und verleiht 
ihnen ein eigenständiges 
visuelles Gesicht. Auf der 
Grundlage der strategischen 
Ausrichtung erarbeiten 
wir Identitätsprofile und 
Positionierungsmodelle, 
bieten Unterstützung bei der 
Definition der Markenwerte 
und der Markenarchitektur. 
Ziel ist die Schaffung eines 
charakterlichen Markenbil-
des, das der Identität der 
Marke gerecht wird und sich 
in ihrem Umfeld behauptet.

umweltbewusst.  Wir 
sind Gestalter! design.idee 
entwickelt, realisiert und 
produziert Angebotsdoku-
mentationen, Unterneh-
mensporträts, Broschüren, 
Geschäftsberichte, Kunden-
magazine und weitere Pub-
likationen. Print und Online. 
Logisch aufgebaute Inhalts-
strukturen garantieren eine 
gezielte Leserführung. Das 
gekonnte Zusammenspiel 
von Layout und Typografie, 
Farben und Bildern un-
terstützt die Identität des 
Absenders.

ideenreich. Mit einer Info-
grafik lassen sich problem-
los komplexe Sachverhalte 
visualisieren. Die Grafiken 
sind bei den Nutzern beliebt 
und bieten ihnen großen 
Mehrwert. Je nach Inhalt 
lassen sich unterschied-
liche Darstellungsformen 
einsetzen. Trotzdem ist 
nicht jedes Thema für eine 
Infografik geeignet. Stich-
wort: Zielgruppe. Erst durch 
die durchdachte Ansprache 
der Zielgruppeninteressen 
springt der Funke über. Sind 
Thema und Timing stimmig, 
entwickeln sich Infografiken 
zu einem wahren Kommuni-
kationsmittel.

verantwortungsbewusst. 
Menschen mit Sehbehinde-
rungen und Altersleseschwä-
che den Zugang zu Text und 
Bild im Internet zu ermögli-
chen, darauf sind wir spezia-
lisiert. Professionell erstellen 
wir barrierefreie PDFs aus 
Word-, Layout- und PDF-Do-
kumenten. Grundlage und 
Prüfverfahren für die Erstel-
lung unserer Dokumente 
ist die BITV (Barrierefreie 
Informationstechnik-Verord-
nung). 

das können wir.



das haben wir kreiert.



lebt

unsere Kunden.
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Every EU citizen has the right to work 
in another Member State under 
the same conditions as the citizens 
of that country.

Do you know your rights? 
www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

Work

Life

 Advice

Are you an EU citizen working in Germany? 
Would you like to learn more about living 
and working conditions in Germany? 
Our website offers information on all topics that are 
relevant for EU workers, e.g.: 

Y  Job seeking,
Y  Recognition of quali� cations,
Y  Social bene� ts and taxes,
Y  Search engine allowing you to � nd 
 a competent advice centre nearby. 

www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

Chaque citoyen de l’UE 
a le droit de travailler dans 
un autre État membre dans 
les mêmes conditions que 
les nationaux.

Travailler 

Vivre

Conseil

Union européenne www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

Connaissez-vous vos droits ?

Veuillez trouver des informations 
en plusieurs langues sur :

www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

Mentions légales
Adresse
Bureau pour la promotion de l’égalité des travailleurs de l’UE auprès de la déléguée 
du gouvernement fédéral à la migration, aux réfugiés et à l‘intégration
Adresse postale : Bundeskanzleramt, 11012 Berlin, Allemagne

Éditeur
La déléguée du gouvernement fédéral
à la migration, aux réfugiés et à l‘intégration

Janvier 2017

Réalisation: design.idee, Büro für Gestaltung, Erfurt

Crédit photographique: Kurhan/Fotolia.com

Impression: MKL Druck GmbH & Co. KG

Que vous propose le « Bureau pour la promotion de 
l’égalité des travailleurs de l’UE » ?

Vous êtes citoyen de l’UE et travaillez en Allemagne ? Vous 
souhaitez vous informer sur les conditions de vie et de travail 
en Allemagne ? Vous avez des questions concrètes ? 

Sur notre site Internet, nous vous proposons toute une série 
d’informations en plusieurs langues sur les domaines suivants :

 → Reconnaissance des quali� cations professionnelles,
 → Représentation des salariés,
 → Recherche d’emploi et conditions de travail en Allemagne,
 → Droit de séjour,
 → Recherche de services publics,
 → Formation professionnelle,
 → Application de la loi.
 → Prestations sociales et impôts
 → Logement.

La fonction „Trouver un Service de conseil“ vous permet de 
déterminer le service compétant et gratuit à votre proximité.
De plus, notre site internet offre un catalogue questions/répon-
ses fréquentes, un guide pratique pour les premières démar-
ches en Allemagne et la législation importante pour le contexte 
de la libre circulation des travailleurs.

 Nos prestations de services

www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

OnePager

OneCard

Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer
Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration
Kampagnen-Logo | Coprorate Design 
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Every EU citizen has the right to 
work in another Member State under 
the same conditions as the citizens 
of that country.

Do you know your rights?

www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

Are you an EU citizen working in Germany? Would you like to learn 
more about living and working conditions in Germany? 

Our website offers information on all topics that are relevant 
for EU workers, e.g.: 

Y How do I � nd a job and housing?
Y  What happens if I lose my job, get sick or don’t get 
 a fair salary?
Y  Where can I get competent and free of cost advice?
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Jeder EU-Bürger hat das Recht, in einem 
anderen Mitgliedstaat unter den gleichen 
Bedingungen zu arbeiten wie die dort 
einheimischen Staatsbürger.

Kennen Sie Ihre Rechte?

www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

Sie sind EU-Bürgerin oder EU-Bürger und möchten sich über 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen in Deutschland informieren?

Auf unserer Homepage � nden Sie Antworten auf Ihre Fragen, 
zum Beispiel:

Y  Wie � nde ich Arbeit und Wohnung? 
Y  Was passiert, wenn ich meine Arbeit verliere, krank werde 
 oder keinen fairen Lohn bekomme?
Y  Wo bekomme ich kostenfreie Beratung?
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Poster / Citylight

Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer
Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration
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Flyer in 7 Sprachen

Liebe Leserinnen und Leser, Was sind unsere Aufgaben?

 →  Wir stellen für EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern (unabhängig ob in befristeter oder unbefristeter 
Beschäftigung, Saisonarbeit oder in Beschäftigung als 
Grenzgänger) sowie deren Familienangehörigen aktuelle 
und gut verständliche Informationen über ihre Rechte in 
mehreren EU-Sprachen bereit.

 → Wir geben EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
Orientierungshilfen zu allen Fragen der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit und helfen ihnen eine unabhängige rechtliche 
Beratung zu � nden.

 →  Wir fördern die Kooperation und den Informationsaus-
tausch innerhalb der bestehenden Beratungsstrukturen in 
Deutschland und verstehen uns als Ansprechpartner für 
alle Akteure, die im Kontext der EU-Arbeitnehmermobilität 
tätig sind.

 → Wir fördern die Vernetzung mit Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden, staatlichen und nichtstaatlichen 
Einrichtungen.

 → Wir beauftragen und veröffentlichen unabhängige Studien 
und Berichte zur Entwicklung der Arbeitnehmerfreizügig-
keit in Deutschland.

 → Wir fungieren als Kontaktstelle für vergleichbare Bera-
tungsstellen in anderen Mitgliedstaaten der EU.

Warum wurde die „Gleichbehandlungsstelle 
EU-Arbeitnehmer“ gegründet?

Innerhalb der Europäischen Union (EU) genießen die Bürge-
rinnen und Bürger das Recht auf Arbeitnehmerfreizügigkeit 
und haben damit die Möglichkeit, in einem anderen Land zu 
leben und zu arbeiten. In den vergangenen Jahren ist die Ein-
wanderung aus den Mitgliedstaaten der EU nach Deutschland 
kontinuierlich angestiegen. Darum werden Information und 
Beratung immer wichtiger. 

In den meisten Fällen verläuft die EU-Binnenmigration 
problemlos. Oft aber kennen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer aus anderen EU-Mitgliedstaaten ihre Rechte nicht. 
Sie sind mit Formen direkter und indirekter Diskriminierung 
konfrontiert. Sie werden zum Beispiel um ihren gerechten 
Lohn betrogen, ihre Beschäftigungsnachweise werden nicht 
anerkannt oder sie leben unter unwürdigen Wohnbedingun-
gen. Daher hat die EU im Jahr 2014 die Richtlinie zur Durchset-
zung der Arbeitnehmerfreizügigkeit (2014/54/EU) verabschie-
det. Sie verp� ichtet alle Mitgliedstaaten, Stellen zur Förderung 
der Gleichbehandlung einzurichten. Am 21. Mai 2016 hat die 
„Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer“ im Arbeitsstab 
der Beauftragten für Migration, Flüchtlinge und Integration 
ihre Arbeit aufgenommen.

685.000
EU-Bürgerinnen 
und -Bürger zu. 

4 Mio.

Inzwischen leben rund

EU-Bürgerinnen 
und EU-Bürger 

bei uns.

Im Jahr 2015 wanderten 
rund

Grußwort  Wer wir sind  Was wir machen

ich freue mich sehr, dass ich mit der 
Gleichbehandlungsstelle die Möglich-
keit habe, EU-Arbeitnehmerinnen und 
-Arbeitnehmer über ihre Rechte und 
gegen unfaire Arbeitsbedingungen 
besser aufzuklären sowie Beratungs-
stellen in ihrer Arbeit zu unterstützen. 

Gleichbehandlung bedeutet gleiche Rechte für alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer – niemand darf benachteiligt 
werden, nur weil sie oder er aus einem anderen Mitgliedstaat 
kommt.

Das Recht, sich aussuchen zu können, in welchem Land man 
leben und arbeiten möchte, ist eine der größten Errungen-
schaften der Europäischen Union. Deutschland pro� tiert 
wie kaum ein anderer Mitgliedstaat von der Arbeitnehmer-
freizügigkeit. EU-Bürgerinnen und -Bürger arbeiten hier in 
allen Berufsgruppen – vom Hilfsarbeiter auf dem Bau bis zum 
hochquali� zierten Facharzt – und leisten damit einen wichti-
gen Beitrag für unsere Gesellschaft.

Leider kommt es aber auch in Deutschland immer wieder zu 
Fällen, in denen EU-Arbeitnehmerinnen und –Arbeitnehmer 
um ihre Rechte gebracht werden und sie diskriminierenden 
Arbeits- und Lebensbedingungen ausgesetzt sind. Die Gleich-
behandlungsstelle will diese Missstände abbauen und die 
Gleichbehandlung fördern.

Ihre 

Aydan Özoğuz
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration, Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin

Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer
Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration
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Selbst-Darstellung-
Flyer

Deutschland
ist bunt
Für ein gutes Zusammenleben 
aller Menschen in unserem Land

Mehr Informationen und Kontakt

Mehr über die Arbeit der Beauftragten der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration erfahren Sie unter:
www.integrationsbeauftragte.de oder unter
          @integrationsbeauftragte

Sie haben Fragen zur Einbürgerung? Hier können Sie sich 
informieren: www.einbuergerung.de 

Auch der Bürgerservice der Beauftragten beantwortet Fragen 
rund um die gesetzlichen Möglichkeiten der Einbürgerung 
sowie zu den Themen Flucht, Asyl und Integration. 
Sie erreichen den Bürgerservice der Beauftragten unter: 
integrationsbeauftragte@bk.bund.de

Bei Fragen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit � nden Sie hier 
Antworten: www.eu-gleichbehandlungsstelle.de

Impressum

Anschrift
Die Beauftragte der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Integration
Bundeskanzleramt
Willy-Brandt-Straße 1
10557 Berlin

Postanschrift
11012 Berlin

Tel.: +49 (0) 30 / 18 400-1640
Fax: +49 (0) 30 / 18 400-1606
integrationsbeauftragte@bk.bund.de

Herausgeberin
Die Beauftragte der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Integration

Stand
Juli 2019

Gestaltung
design.idee, büro für gestaltung, Erfurt

Druck
MKL Druck GmbH & Co. KG

Bildnachweise
S. 2: Bundesregierung/Steffen Kugler; S. 3: Bundesregierung/Sandra 

Steins; S. 6: Bundesregierung/Steffen Kugler

Liebe Leserinnen und Leser,
Integration ist eine der wichtigsten Aufgaben dieser Zeit. 
Dabei geht es nicht nur um die gelingende Integration von 
Ge� üchteten und der 19,3 Millionen Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte, sondern um das gute 
Zusammenleben aller Menschen in unserem Land. 

Wir müssen die Voraussetzungen dafür schaffen, dass wir mehr 
Miteinander statt Nebeneinander haben. Mehr Miteinander 
heißt, dass alle die gleichen Chancen auf Teilhabe bekommen 
und auch wahrnehmen. Wir müssen dafür sorgen, dass alle 
Menschen, die hier leben – unabhängig von ihrer Herkunft – 
ihre Potenziale einbringen und ihr Leben eigenverantwortlich 
auf der Grundlage gemeinsamer Spielregeln gestalten können. 
Das fördern wir, das fordern wir aber auch ein.

Als Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration arbeite ich daran, den Zusammenhalt in 
unserer Gesellschaft zu stärken. Dabei leiten mich die Werte 
der Solidarität und Gerechtigkeit.

Integration heißt Zusammenwachsen. Damit dies gelingt, 
möchte ich mit vollem Einsatz meinen Beitrag leisten – und 
ich wünsche mir, dass wir alle gemeinsam daran mitwirken. 

Ihre 

Annette Widmann-Mauz
Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin
Beauftragte der Bundesregierung für Migration,
Flüchtlinge und Integration

Einwanderungsland Deutschland
Deutschland ist ein Einwanderungsland. Viele Menschen aus 
aller Welt sind zu uns gekommen. Laut Statistik hat eine Person 
dann einen Migrationshintergrund, „wenn sie selbst oder 
mindestens ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht durch Geburt besitzt.“ Nahezu ein Viertel der 
Bevölkerung hat heute einen Migrationshintergrund, nämlich 
19,3 Millionen im Jahr 2017.

76 %

Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an 
der Gesamtbevölkerung

Personen 
mit Migrations-
hintergrund

Personen 
ohne Migrations-
hintergrund

24 %

Aufgaben, gesetzlicher Auftrag

Weiterentwicklung der Integrationspolitik

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration ist seit 2005 als Staatsministerin 
mit Kabinettsrang im Bundeskanzleramt angesiedelt. Sie ist 
unabhängig und unterstützt die Bundesregierung bei der 
Weiterentwicklung der Integrationspolitik und der Förderung 
des Zusammenlebens aller Menschen im Land – ob Deutsche 
oder Ausländer, ob mit oder ohne Einwanderungsgeschichte.

Für ein spannungsfreies Zusammenleben

Eine ihrer Hauptaufgaben besteht darin, die Integration 
der in Deutschland lebenden Eingewanderten zu fördern. 
Sie soll die Bedingungen für ein möglichst spannungsfreies 
Zusammenleben zwischen allen Bürgerinnen und Bürgern 
weiterentwickeln, das Verständnis füreinander fördern 
und Fremdenfeindlichkeit und Ungleichbehandlung 
entgegenwirken.

Information zu Einbürgerung 

Darüber hinaus hat sie den Auftrag, über gesetzliche 
Möglichkeiten der Einbürgerung zu informieren und auf die 
Wahrung der Freizügigkeitsrechte von EU-Bürgerinnen und 
-Bürgern zu achten.

Aufenthaltsgesetz

Die gesetzliche Grundlage für die Tätigkeit der 
Integrationsbeauftragten steht in den §§ 92 bis 94 des 
Aufenthaltsgesetzes.

Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer

635.000
EU-Bürgerinnen 
und -Bürger zu. 

Inzwischen leben rundIm Jahr 2017 wanderten
rund

EU-Bürgerinnen 

Seit Mai 2016 ist bei der Beauftragten die 
Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer eingerichtet, 
die im Auftrag der Europäischen Union Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sowie ihre Familienangehörigen in 
ihren Rechten unterstützt, die ihnen im Rahmen der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit zustehen. Mehr Informationen 
unter www.eu-gleichbehandlungsstelle.de 

in Deutschland.

und -Bürger

Stärkung des Ehrenamts in der 
Flüchtlingsunterstützung: Das Ehrenamt in der Flücht-
lingshilfe ist eine wichtige Ergänzung hauptamtlicher
Unterstützungsangebote. Deshalb fördert die Beauftragte 
das ehrenamtliche Engagement in der Flüchtlingsarbeit 
und trägt durch die Finanzierung von hauptamtlichen 
Ehrenamtskoordinatorinnen und -koordinatoren zur Stärkung 
und Quali� zierung der ehrenamtlichen Strukturen bei.

Integration im Sport: Der Sport ist die größte 
Bürgerbewegung des Landes. Ob Fußball, Judo oder Rollstuhl-
Basketball: In den Vereinen gelingt das gute Miteinander auch 
über sprachliche Grenzen hinweg. Die Beauftragte arbeitet bei 
der Integration von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
in Sportvereinen eng mit dem Deutschen Olympischen 
Sportbund, der Deutschen Sportjugend, der DFB-Stiftung 
Egidius Braun, der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung und 
der DFL-Stiftung zusammen.

Schwerpunkte

4,7 Mio.

Förderung von Frauen mit Einwanderungsgeschichte: 
Ein Schwerpunkt der Arbeit der Beauftragten ist die Förderung 
von Projekten zur Unterstützung und Stärkung von Frauen mit 
Einwanderungsgeschichte. Dazu zählen Projekte, die Frauen 
stark machen, ihre Rechte wahrzunehmen genauso wie Projekte 
zum Schutz vor Gewalt. Zudem geht es um die Beratung zu 
beru� ichen Entwicklungs- und Quali� zierungsmöglichkeiten 
sowie um Schulungen, die Frauen dabei unterstützen sollen, ein 
selbstbestimmtes Leben zu führen. 

Nationaler Aktionsplan Integration: Die Beauftragte 
koordiniert den Nationalen Aktionsplan Integration 
der Bundesregierung. Bestehende Integrationsangebote 
werden gebündelt, ergänzt und weiterentwickelt. Nach dem 
Grundsatz „Fordern und Fördern“ soll die Integration gestärkt 
werden. Der Nationale Aktionsplan zielt auf alle Gruppen – 
Schutzsuchende, Zugewanderte aus der Europäischen Union 
und anderen Staaten, Fachkräfte und diejenigen, die hier 
schon lange leben. Er wird mit den Bundesministerien und in 
enger Einbindung der Länder, der Kommunen, der Wirtschaft, 
Zivilgesellschaft und der Migrantenorganisationen erarbeitet.

Fachkommission Integrationsfähigkeit: Expertinnen 
und Experten aus Wissenschaft und Praxis beschäftigen 
sich mit Kriterien für gelingende Integration und unter-
suchen, an welchen Stellen Integration gelingt und wo 
Nachbesserungsbedarf besteht: ob beim Spracherwerb, bei 
der Bildung und Ausbildung, beim Wohnraum oder beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt. Bis Mitte 2020 erarbeitet die 
Fachkommission ihren Bericht, der dem Deutschen Bundestag 
vorgelegt wird. Die Geschäftsstelle der Fachkommission ist bei 
der Beauftragten eingerichtet.
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Zugang zum Gesundheitssystem 
für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, Angehörige 
des EWR und der Schweiz
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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

mit dieser Broschüre möchten wir einen Beitrag zur 
besseren Gesundheitsversorgung von Unionsbürge-
rinnen und Unionsbürgern in unserem Land leisten. 
Eine Vielzahl von ihnen macht von ihrem Recht auf 
Arbeitnehmerfreizügigkeit in der Europäischen Union 
Gebrauch und lebt und arbeitet in Deutschland.

Die Verbände der Freien Wohlfahrtsp� ege beraten 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger in bundesweit 
über 1.000 Migrationsberatungsstellen für Erwachsene 
Zuwanderer (MBE) und anderen Fachdiensten.  Aus der 
Beratungspraxis wissen wir: Fragen zur Krankenversi-
cherung sind eine der häu� gsten Beratungsinhalte.
Wichtig ist uns daher, die Beraterinnen und Berater 
dabei zu unterstützen, Unionsbürgerinnen und Uni-
onsbürgern gezielt zu helfen, damit der Zugang zur Ge-
sundheitsversorgung lückenlos sichergestellt werden 
kann. Die Gründe für einen fehlenden Zugang sind 
häu� g Unkenntnis über die eigenen Rechte, auch auf-
grund der komplexen Materie.
Auf den nächsten Seiten � nden Sie übersichtliche In-
formationen, praktische Tipps und Beispiele für die 
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Alle in Deutschland gesetzlich versicherten Personen 
verfügen über eine Europäische Gesundheitskarte (Eu-
ropean Health Insurance Card, EHIC), die sich auf der 
Rückseite der Gesundheitskarte der jeweiligen Kran-
kenkasse (KK) be� ndet. Genauso haben alle Personen, 
die in einem anderen Unions- oder EWR-Staat oder der 
Schweiz gesetzlich bzw. staatlich versichert sind, nor-
malerweise eine EHIC auf ihrer Krankenversicherungs-
karte. Sie ist Ausdruck der Koordinierung von Gesund-
heitsleistungen innerhalb der EU/EWR/Schweiz. 

2.1  Wie wird die Gesundheits-  
 versorgung innerhalb 
 der EU gewährleistet?

Die EHIC dokumentiert die Anbindung an eine Ge-
sundheitsversorgung in einem der Mitgliedstaaten 
(siehe 2.1.1) und verleiht den Inhabern einen Anspruch 
auf gesundheitliche Versorgung bei einem Aufenthalt 
in einem anderen Mitgliedstaat. 

Hintergrund ist die Regelung in der europäischen Ko-
ordinierungsverordnung (EG) Nr. 883/2004, nach der 
alle Personen, die in einem Mitgliedstaat einem öffent-
lichen Krankenversicherungssystem oder Gesundheits-
fonds angeschlossen sind (Versicherte), während eines 
vorübergehenden Aufenthalts (siehe 2.1.3) in einem an-
deren Mitgliedstaat Anspruch auf Sachleistungsaushilfe 
haben (Art. 19 VO 883/2004). 

2.1.1 Wen betrifft die Europäische 
 Gesundheitskarte? 

Die EHIC dokumentiert den öffentlichen Versiche-
rungsschutz oder die staatliche Gesundheitsversorgung 
in einem der Staaten, für den die EU-Koordinierung im 
Bereich der sozialen Sicherungssysteme gilt. 

Dazu gehören zunächst alle Mitgliedstaaten der EU: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, 
Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schwe-
den, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Repu-
blik, Ungarn, Vereinigtes Königreich (noch), Zypern.
Hinzu kommen die weiteren Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR): Island, Liechtenstein und 
Norwegen sowie zusätzlich die Schweiz. 

Wenn im Folgenden von Unionsbürgerinnen und 
Unionsbürger gesprochen wird, sind auch die Staats-
angehörigen dieser Staaten gemeint. 

Berechtigt sind danach Personen, die über einen Versi-
cherungsschutz oder die Berechtigung auf eine staat-
liche Gesundheitsversorgung (Gesundheitsfonds) in 
einem Mitgliedstaat verfügen. Das sind: 

→ Staatsangehörige der EU-Mitgliedstaaten, Islands, 
Liechtensteins, Norwegens oder der Schweiz sowie

→ deren Familienangehörige im Sinne der Bestim-
mungen des jeweiligen nationalen Gesundheitssys-
tems, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit. 

→ Staatenlose und anerkannte Flüchtlinge (nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention) mit Wohnsitz in der 
EU/EWR/Schweiz sowie deren Familienangehörige, 
soweit sie zu mehreren Mitgliedstaaten einen versi-
cherungsrechtlichen Bezug haben.

→ Drittstaatsangehörige, die über einen Wohnsitz 
und einen Aufenthaltstitel verfügen (EuGH vom 
21.6.2017 – C-449/16 Martinez Silva), sowie deren 
Familienangehörige (VO 1231/2010). Allerdings gilt 
dies nur eingeschränkt: So können Drittstaats- 
angehörige ihre EHIC nicht für eine medizinische  
Behandlung in Dänemark, Island, Liechtenstein, 
Norwegen oder der Schweiz verwenden.

2 Gesundheitsversorgung bei  
 einem vorübergehenden Aufenthalt  
 in Deutschland über die Europäische 
 Gesundheitskarte (EHIC) 
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Zugang zum Gesundheitssystem 
für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, 
Angehörige des EWR und der Schweiz

Beratungsarbeit. Wir thematisieren die Europäische 
Krankenversicherungskarte, die Mitgliedschaft in einer 
gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung, den 
Themenkomplex Beitragsrückstände und die Notfall-
hilfe nach Sozialgesetzbuch XII für Personen ohne Ver-
sicherungsschutz.

Mit dieser gemeinsamen Veröffentlichung setzen wir 
die gute Zusammenarbeit in vielen Migrationsthemen 
zwischen dem Arbeitsstab der Integrationsbeauftrag-
ten der Bundesregierung und der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtsp� ege e.V. fort. Wir 
begründen gleichzeitig eine neue Kooperation mit der 

Gleichbehandlungsstelle für EU-Arbeitnehmer, die im 
Arbeitsstab der Integrationsbeauftragten angesiedelt 
ist.

Allen Beraterinnen und Beratern gilt Anerkennung 
und großer Dank. Sie setzen sich täglich für die Belange 
von Menschen ein, die Beratungs- und Unterstützungs-
bedarf haben.

Wir wünschen Ihnen viele gute Anregungen beim  
Lesen.

Ihre Annette Widmann-Mauz
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration

Ihre Gerda Hasselfeldt    
Präsidentin der Bundesarbeitsgemeinschaft der   
Freien Wohlfahrtsp� ege

Berlin, 01.11.2019
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2.1.2 Was bedeutet der Begriff 
 „Sachleistungsaushilfe“

Gesundheitsleistungen, die den Bürgerinnen und 
Bürgern z.B. gegen Vorlage der Gesundheitskarte zur 
Verfügung gestellt und die mit den Versicherungen ab-
gerechnet werden, werden als Sachleistungen (im Un-
terschied zu Geldleistungen) bezeichnet. Sachleistungs-
aushilfe ist die Leistung in einem Mitgliedstaat für die 
Versicherten eines anderen Mitgliedstaates. Die Leis-
tungserbringer (Ärztinnen und Ärzte, Krankenhäuser 
etc.) rechnen diese Leistungen mit einer Versicherung 
vor Ort ab und diese lassen sich die Kosten, vermittelt 
über die nationalen Verbindungsstellen der Mitglied-
staaten, von den Versicherungen der anderen Mitglied-
staaten ersetzen. 

2.1.3 Was bedeutet „vorübergehender“ 
 Aufenthalt?

Das EU-Recht unterscheidet zwischen dem Wohnort 
(gewöhnlichen Aufenthalt) und dem (vorübergehen-
den) Aufenthaltsort. Es ist durchaus möglich, in ver-
schiedenen Staaten der EU mehrere Wohnsitze anzu-
melden; es kann aber nach dem EU-Recht immer nur 
einen Wohnort = gewöhnlichen Aufenthalt geben. Wo 
der Wohnort oder gewöhnliche Aufenthalt liegt, be-
stimmt sich nach dem Mittelpunkt des Lebensinteres-
ses einer Person, also nach den familiären Bindungen, 
der Erwerbstätigkeit, Wohneigentum und sonstigen 
Aufenthaltsmotiven (Art. 11 VO 987/2009). Entschei-
dend ist die Bewertung aller Lebensumstände und auf 

Beispiel 1: 
Joshua ist in Deutschland bei der AOK versichert 
und reist im Urlaub nach Frankreich. Mit einem ver-
stauchten Fuß wird er im Krankenhaus behandelt. 
Hier legt er nur seine EHIC vor und erhält die Be-
handlung ohne eigene Bezahlung, weil französische 
Versicherte ebenfalls nur ihre Karte (Carte vital) 
vorlegen. Wird ein stationärer Aufenthalt erforder-
lich, muss Joshua (nach französischem Recht) eine 
Zuzahlung pro Tag leisten. 

Joshua sucht wegen eines Hautausschlages auch 
einen Arzt auf. Dort muss er direkt 30 € bezahlen, 
die er von der AOK in Deutschland erstattet erhält 
(wahlweise auch von der französischen Versiche-
rung), weil auch französische Versicherte niederge-
lassene Ärzte direkt bezahlen und die Kosten (zum 
Teil) von der Versicherung ersetzt erhalten.

Beispiel 2:  
Franca ist in Italien versichert und verfügt über 
eine italienische EHIC. Während ihres Aufenthalts 
in Deutschland zum Besuch eines sechsmonatigen 
Sprachkurses tritt bei ihr eine Wurzelentzündung 
an einem Zahn auf. Franca erhält unter Vorlage der 
EHIC die erforderliche zahnärztliche Behandlung 
ohne Zuzahlung. In Italien wäre diese Behandlung 
nicht von der Versicherung übernommen worden. 
In Deutschland erhält sie jedoch die medizinisch er-
forderlichen Leistungen, die Versicherte in Deutsch-
land auch erhalten. Wird allerdings ein Zahnersatz 
angeraten, so kann Franca diese Leistung nicht kos-
tenfrei erhalten, weil sie während des verbleibenden 
Aufenthalts medizinisch nicht notwendig ist. Wenn 
der Zahnersatz ausnahmsweise notwendig wäre, 
um etwa eine Fehlstellung anderer Zähne zu ver-
meiden, würde Franca nur den Festzuschuss erhal-
ten, den deutsche Versicherte auch bekommen. 
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Sonderregelungen
Als Rentnerin oder Rentner können Sie innerhalb der  
EU Ihren Wohnort verlegen, bleiben aber trotzdem im  
Herkunftsland krankenversichert. Gegen Vorlage des   
Formulars S1 können Sie in Deutschland eine Krankenkasse 
wählen und erhalten dort eine nationale Versichertenkarte, 
um reguläre gesundheitliche Krankenversorgung nach deut-
schem Recht in Anspruch nehmen zu können. Die Karte gilt 
nur in Deutschland. Das Formular S1 bekommen Sie bei Ih-
rer Krankenversicherung im Herkunftsland. Alternativ kann 
die in Deutschland gewählte Krankenkasse das Formular bei 
Ihrer Krankenkasse im Herkunftsland direkt anfordern. 

Hinweis: Der Anspruch auf Gesundheitsversorgung im   
Herkunftsland bleibt weiterhin bestehen. Sie behalten Ihre  
Versichertenkarte aus dem Herkunftsland und können diese  
(mit der EHIC) auch in anderen EU-Ländern nutzen.

Beispiel: Herr Y und Frau Y sind bulgarische Staatsangehörige 
und beide Rentner. Sie ziehen zu ihrer Tochter nach Deutschland. 
Sie melden sich beim Einwohnermeldeamt an und teilen dies der 
Krankenkasse in Bulgarien mit. Die bulgarische Krankenkasse 
stellt das Formular S1 aus. Damit wählen sie eine Krankenkasse 
in Deutschland aus und erhalten eine Versichertenkarte, mit der 
sie jederzeit einen Arzt aufsuchen können.

Als chronisch Erkrankte, die in Deutschland eine Behand-
lung in speziellen Einrichtungen benötigen (z.B. Dialyse-
patienten), können Sie während einer Reise kostenlos die 
notwendige medizinische Versorgung erhalten. Dies teilen 
Sie Ihrer Krankenkasse mit und lassen sich das Formular S2 
ausstellen. 

Beispiel: Frau X ist rumänische Staatsangehörige und vier Mal 
in der Woche auf Dialyse angewiesen. Sie möchte ihre Tochter, 
die in Deutschland lebt, besuchen. Damit sie auch in Deutsch-
land die notwendige medizinische Versorgung erhält, muss sie 
dies ihrer Krankenkasse in Rumänien mitteilen. Sie erhält das 
Formular S2, um während ihres Aufenthaltes in Deutschland die 
notwendige Dialysebehandlung zu bekommen.
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Die Beauftragte der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Integration
Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer

Was ist die EHIC – European 
Health Insurance Card?
→  Nachweis Ihrer Krankenversicherung als Karte, mit der 

Sie medizinisch notwendige Leistungen erhalten.

Wann und wo nutze ich die EHIC?
�  Wann? Während eines vorübergehenden Aufenthalts 

(wie z.B. im Urlaub), in Krankenhäusern oder Arzt- 
praxen.

�  Wo? In allen Ländern der EU und in Island, Liechten-
stein, Mazedonien, Norwegen, Serbien und der Schweiz.

Wo bekomme ich die EHIC?
�  Sie können die Karte bei Ihrer Krankenkasse beantra-

gen. Oft be� ndet sich die EHIC schon auf der Rückseite 
der nationalen Krankenversichertenkarte.

�  Falls die Krankenkasse kurzfristig keine EHIC ausstellen 
kann, erhalten Sie eine provisorische Ersatzbescheini-
gung (PEB). 

Welche medizinischen Leistungen kann 
ich erhalten und welche nicht?
�  Im Fall einer akuten Erkrankung haben Sie Anspruch 

auf die gleiche medizinische Versorgung wie in Ihrem 
Herkunftsland.

�  Auch bei einer chronischen Erkrankung oder Schwanger-
schaft besteht Schutz, wenn die Reise nicht ausschließlich 
wegen der Behandlung unternommen wurde.

Hinweis: Es kann passieren, dass Sie für medizinische Leis-
tungen bezahlen müssen, für die Sie in Ihrem Heimatland nicht 
zahlen müssten. Es gelten immer die Bestimmungen des Landes, 
in dem Sie sich gerade aufhalten.

Die EHIC gilt nicht
� bei einer Einreise mit dem Ziel, sich behandeln zu   

lassen, oder
� für Behandlungen, die planbar sind. Dafür benötigen Sie 

die vorherige Zustimmung Ihrer Krankenkasse. 

Beispiel: Herr X aus Italien ist zu Besuch bei seinem Bruder in 
Deutschland. Er rutscht auf der Straße aus und bricht sich ein 
Bein. Gegen Vorlage der EHIC bekommt er die notwendige  
Behandlung im Krankenhaus.

Wie erfolgt die Abrechnung der  
Leistungen?
Sie entscheiden sich für eine deutsche gesetzliche Kran-
kenkasse, welche die Abrechnung mit Ihrer Krankenkasse 
übernimmt. In der Arztpraxis oder im Krankenhaus müssen 
Sie dann das Formular „Patientenerklärung Europäische 
Krankenversicherung“ ausfüllen. Es wird Ihnen in der ge-
wünschten Sprachfassung ausgehändigt. Der deutschen 
Krankenkasse legen Sie dieses Formular, Ihren Personalaus-
weis oder Pass und den Versicherungsnachweis (EHIC) vor.

Wie lange gilt die EHIC?
� Nicht das Datum auf der Versichertenkarte ist entschei-

dend, sondern ob Sie in Ihrem Herkunftsland weiterhin 
versichert sind. 

� Die EHIC gilt nicht mehr, sobald Sie sich dauerhaft  
in Deutschland au� alten und Ihren Wohnort verlegt 
haben. Dies ist dann der Fall, wenn Ihr Lebensmittel-
punkt in Deutschland liegt.

Hinweis: Im Zweifel erfragen Sie die Gültigkeit Ihrer EHIC bei 
Ihrer Krankenkasse.

Was passiert, wenn ich meine EHIC   
verloren habe?
Im Notfall reicht es aus, beim Arzt oder im Krankenhaus  
die Adresse Ihrer Krankenversicherung im Herkunftsland 
mitzuteilen. Zusammen mit dem Personalausweis oder  
Pass ist eine Abrechnung über eine deutsche Krankenkasse 
möglich.

Was mache ich, wenn meine EHIC nicht 
akzeptiert wird?
Dies kann verschiedene Gründe haben. Wenden Sie sich 
bitte an eine Beratungsstelle.

Der Zugang zum Gesundheitssystem ist ein wichti-
ges Thema. In Deutschland gilt grundsätzlich eine 
Krankenversicherungsp� icht. Da es nicht immer 
leicht ist, sich zurechtzu� nden, soll Ihnen eine Reihe 
von Flyern eine erste Hilfestellung geben:
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/  
publikationen

Mehr Informationen zu Gesundheitsversorgung und 
eine Liste der Clearingstellen für Krankenversiche-
rung � nden Sie unter: 
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/  
gesundheit-kv

Eine Migrationsberatungsstelle in Ihrer Nähe � nden 
Sie hier: 
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/  
beratungsstellensuche
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Saisonarbeit 
in der 
Corona-Pandemie 

Aktuelle umfangreiche Informationen des BMEL zum 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in der Landwirtschaft 
(auf Deutsch, Polnisch, Rumänisch und Englisch):

bmel.de/rahmenbedingungen-saisonarbeitskraefte 

Aktuelle staatliche Informationen in Bezug auf die 
Corona-Pandemie erhalten Sie in Ihrer Sprache auf 
der Seite der Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration: 

www.integrationsbeauftragte.de/corona-virus 
sowie unter twitter.com/integrationBund und 
instagram.com/Integrationsbeauftragte 

Stand 31.05.2021 - für die aktuellste Version des Flyers 
besuchen Sie bitte die folgenden Webseiten: 
www.bmel.de/� yer-saisonarbeitskraefte oder 
www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/� yer-saison- 
arbeitskraefte

 
 

Gelten für mich Sonderregeln, 
wenn ich gegen Corona geimpft bin 
oder an COVID-19 erkrankt war?
�  Ja. Wenn Sie einen Nachweis über Ihre vollstän-

dige Impfung oder einen maximal 6 Monate alten 
Genesenennachweis über Ihre Genesung haben, 
brauchen Sie grundsätzlich keinen zusätzlichen ne-
gativen Testnachweis.

� Die festgelegten Schutzmaßnahmen, wie zum Bei-
spiel eine Maskenp� icht und ein Abstandsgebot 
gelten aber weiterhin für alle.

Was muss ich rund um meinen  
Arbeitsvertrag beachten?
�  Bitte denken Sie daran, Ihren Arbeitsvertrag, soweit 

vorhanden, in ausgedruckter Form bei sich zu ha-
ben, um zum Beispiel die Impfung in Anspruch zu 
nehmen!

�  Als Erntehelfer/in gilt für Sie das deutsche  
Arbeits- und Arbeitsschutzrecht. Wieviel für die 
Unterkunft berechnet werden darf und was in der 
Landwirtschaft als Arbeitszeit gilt, erfahren Sie in 
Ihrer Sprache unter     
www.faire-mobilitaet.de/landwirtschaft

�  Der Mindestlohn beträgt 9,50 Euro brutto pro 
Stunde (ab 1. Juli 2021 9,60 Euro brutto). Akkord-
lohn ist möglich, jedoch muss jede im jeweiligen 
Monat geleistete Arbeitsstunde mindestens zum 
Mindestlohn vergütet werden.

�  Wir empfehlen Ihnen, sich jeden Tag Ihre  
Kontakte und die Anzahl der gearbeiteten Stunden 
zu notieren.

Bei weiteren Fragen oder im Fall von Unklarheiten  
� nden Sie hier weitere Informationen und Beratungen:

Kostenlose Information und Beratung für Ernte- 
helfer zur Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau (SVLFG, weitere Sprachen verfügbar):

www.agriwork-germany.de/webapp-saisonarbeit/
www.youtube.com/playlist?list=PLxhmJE7PY-
UHSx0wGe8YJbol0-� gUQV-F
www.svlfg.de/auslaendische-saisonarbeitskraefte
www.svlfg.de/information-saisonarbeitskraefte
Hotline Deutsch: +49 561 78510010

Kostenlose Informationen und Beratung für  
Erntehelfer zum Arbeits-und Sozialrecht von Faire 
Mobilität (weitere Sprachen verfügbar):

www.faire-mobilitaet.de/landwirtschaft 
www.fair-arbeiten.eu
Hotline Deutsch: +800 0005780 

Zur nächsten Beratungsstelle vor Ort in Ihrer  
Sprache: 

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/
eu-buerger/beratungsstellen-suche

SVLFG
sicher & gesund aus einer Hand
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Was brauche ich, um nach Deutsch-
land zu kommen?
�  Wenn Sie aus einem einfachen Risikogebiet, Hoch-

inzidenzgebiet oder Virusvariantengebiet kommen, 
melden Sie sich vor Ihrer Einreise in Ihrer Sprache 
im Internet im Einreiseportal an:

 www.einreiseanmeldung.de.
� Machen Sie vor der Einreise einen Corona-Test. 

Ein Selbsttest ohne Bescheinigung reicht nicht aus. 
Übermitteln Sie die Bescheinigung über den negati-
ven Corona-Test auf Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch oder Spanisch über das Einreiseportal. 

� Die Antigen-Schnelltestung darf bei Einreise höchs-
tens 48 Stunden alt sein (bei Virusvariantengebieten 
maximal 24 Stunden). Ein PCR-Test darf maximal   
72 Stunden alt sein. Die Testung bezahlen Sie selbst. 
Sie können Ihren Arbeitgeber fragen, ob er die Kos-
ten freiwillig übernimmt.

� Alternativ zum Corona-Test ist auch ein vollständi-
ger Impfnachweis oder ein Genesenennachweis auf 
Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch oder Spa-
nisch möglich. Wenn Sie sich in einem Virusvarian-
tengebiet aufgehalten haben, wird nur ein Testnach-
weis anerkannt.

Muss ich nach meiner Einreise in 
Quarantäne?
�  Wenn Sie in den letzten 10 Tagen vor Ihrer Einreise 

in einem einfachen Risikogebiet oder einem Hoch-
inzidenzgebiet waren und einen Impfnachweis oder 
Genesenennachweis vor Ihrer Einreise über das Ein-
reiseportal übermittelt haben, müssen Sie gar nicht 
in Quarantäne. 

Dieser Flyer informiert 
Sie über die Corona-
spezi� schen Besonder-
heiten während 
der landwirtschaftlichen 
Saisonarbeit.

�  Ohne Impfnachweis oder Genesenennachweis ist 
eine 10-tägige Arbeitsquarantäne möglich, wenn Sie 
vor Ihrer Einreise einen negativen Testnachweis über 
das Einreiseportal übermittelt haben. Während die-
ser Zeit dürfen Sie arbeiten, aber ansonsten Ihre Un-
terkunft bis auf die direkten Gänge zur Arbeitsstätte 
nicht verlassen, auch nicht für Einkäufe! Der Arbeit-
geber erledigt für Sie die Einkäufe oder er über-
nimmt die Verp� egung für diese Zeit. Sie bekommen 
in dieser Zeit Lohn und bezahlen davon Ihre Unter-
kunft. 

�  Wenn Sie aus einem Hochinzidenzgebiet einreisen, 
können Sie sich nach fünf Tagen testen, damit die 
Arbeitsquarantäne vorzeitig endet. Wenn Sie aus 
einem einfachen Risikogebiet einreisen, ist die Frei-
testung sofort möglich. Die Arbeitsquarantäne ent-
fällt bzw. endet, sobald der Testnachweis übermittelt 
wurde.

�  Wenn Sie aus einem Virusvariantengebiet kommen, 
müssen Sie für 14 Tage in Quarantäne. Sie dürfen 
nicht arbeiten und bekommen in der Regel für diese 
Zeit keinen Lohn. Für Ihre Unterkunft müssen Sie 
für diese Zeit in der Regel trotzdem bezahlen. 

Wie schütze ich mich bei der   
Arbeit und in meiner Unterkunft  
vor dem Coronavirus?
�  Halten Sie bei der Arbeit mindestens 1,5 Meter Ab-

stand zu anderen Personen.
�  Tragen Sie eine FFP2-Maske oder eine medizini-

sche (OP-)Maske, wenn Sie den Mindestabstand von 
1,50 Meter nicht einhalten können, bei Arbeitswe-
gen in Gebäuden sowie in allen Innenräumen oder 
Fahrzeugen, die von mehreren Personen gleichzeitig 
genutzt werden.

�  Wechseln Sie die Maske regelmäßig, auf jeden Fall, 
wenn sie feucht ist. Benutzen Sie mindestens jeden 
Tag eine neue Maske. Neue Masken für die Arbeit be-
kommen Sie kostenlos von Ihrem Arbeitgeber. 

�  Der Arbeitgeber entscheidet, mit wem Sie zusam-
menarbeiten. Sie arbeiten dauerhaft in möglichst 
kleinen festen Teams, machen zusammen Pause und 
fahren zusammen aufs Feld.

�  Die Unterkunft teilen Sie (möglichst) nur mit den 
Personen, mit denen Sie auch arbeiten. Es gilt das 
Prinzip „Zusammen arbeiten, zusammen wohnen“. 
Im Wohn- und Schla� ereich Ihres Teams besteht 
keine Maskenp� icht.

�  Sie können Näheres bei Faire Mobilität oder bei der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau (SVLFG) erfragen.

Kann ich mich in Deutschland auf 
Corona testen lassen?
�  Ihr Arbeitgeber muss Ihnen zwei Mal pro Woche 

einen Corona-Test anbieten. Diese Tests zahlt der 
Arbeitgeber.

� Sie können kostenlose Bürgertests in Teststellen  
vor Ort wahrnehmen, wenn Sie keine Krankheits-
symptome haben. Hier können Sie Testbescheini-
gungen erhalten, die Sie ggf. für bestimmte  
Geschäfte benötigen.

Was passiert, wenn ich in  
Deutschland einen positiven   
Corona-Test habe?
�  War ein Schnelltest positiv, muss noch ein kosten- 

loser PCR-Test durchgeführt werden. 
�  Das Gesundheitsamt vor Ort entscheidet, ob und 

wie lange Sie in Quarantäne müssen. Normaler-
weise müssen Sie mindestens 14 Tage in Ihrer  
Unterkunft in Quarantäne. 

�  Sie können Anspruch auf Entschädigung in Höhe  
Ihres Lohns haben, wenn Sie schon gearbeitet haben. 

�  Sie bezahlen weiter für Ihre Unterkunft.

Was ist, wenn ich krank werde? Wer-
den die Kosten bezahlt, wenn ich 
zum Arzt gehe?
�  Wenn Sie im Heimatland krankenversichert sind 

und eine Europäische Krankenversicherungskarte 
haben, sind Sie darüber abgesichert. Ihre Versiche-
rung trägt die Kosten.

�  Sind Sie in Deutschland sozialversicherungsp� ich-
tig beschäftigt, sind Sie auch gegen Krankheit  
abgesichert. 

�  Wenn Sie kurzfristig beschäftigt sind – das ist in  
der Zeit bis zum 30. Oktober 2021 für bis zu  
102 Tage möglich – sind Sie nicht gesetzlich kran-
kenversichert. 

�  Wenn Sie keine anderweitige Krankenversicherung 
haben, sollte der Arbeitgeber auf jeden Fall eine  
private Gruppenversicherung abschließen, damit 
Ihre Behandlungskosten beim Arzt abgedeckt sind. 
Der Arbeitgeber trägt die Kosten für eine private 
Gruppenkrankenversicherung. 

   TIPP: Klären Sie bitte bereits vor   
Ankunft in Deutschland, wie Sie bei Krankheit  
abgesichert sind.

Was ist, wenn ich bei der Arbeit  
einen Unfall habe?
�  Sie melden den Unfall bei Ihrem Arbeitgeber.
�  Bei einem Arbeitsunfall übernimmt die landwirt-

schaftliche Unfallversicherung die Behandlungs-
kosten und ggf. Folgekosten.

Kann ich mich in Deutschland gegen 
das Corona-Virus impfen lassen? 
�  Als Erntehelfer/in können Sie sich auch in Deutsch-

land impfen lassen. 
�  Ob und wie Sie sich für eine Impfung anmelden 

können, erfahren Sie in deutscher Sprache unter der 
kostenlosen Telefonnummer 116 117.

�  Für die Impfung brauchen Sie entweder Ihren un-
terschriebenen Arbeitsvertrag oder eine Beschei-
nigung des Arbeitgebers und auch Ihren gültigen 
Ausweis.

�  Sprechen Sie rechtzeitig mit dem Arbeitgeber, wenn 
Sie einen Termin haben. Die Impfung zählt nicht als 
Arbeitszeit.

Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer
Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration
Flyer zur Saisonarbeit in der Corona-Pandemie
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2 Warum wir Insekten brauchen

Sowohl die Gesamtmenge der Insekten als auch die Vielfalt der Insek-
tenarten in Deutschland sind stark zurückgegangen. Dies belegen die 
bundesweiten Roten Listen und zahlreiche wissenschaftliche Studien, 
auch aus anderen EU-Staaten.

Wir können auf Insekten nicht verzichten. Insekten sind integraler Teil 
der biologischen Vielfalt und spielen in unseren Ökosystemen eine wich-
tige Rolle. Viele Insektenarten erbringen elementare Ökosystemleistun-
gen, zum Beispiel für die Bestäubung von P� anzen, als Nahrungsgrundlage 
für andere Insekten und weitere Tiergruppen, für den Abbau organischer 
Masse, die biologische Kontrolle von Schadorganismen, die Gewässerrei-
nigung oder die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit. Der Rückgang dieser 
Insekten und ihrer Ökosystemleistungen hat damit nicht nur unmittelbare 
Auswirkungen auf die Umwelt, sondern auch auf uns Menschen. 

Die Bestäubung durch Insekten beispielsweise ist essenziell für die Erhal-
tung der Wildp� anzen und die Sicherung der Ernteerträge und -qualität 
vieler Nutzp� anzen. Die Abnahme der Bestäubungsleistungen würde 
daher neben dem erheblichen Verlust von biologischer Vielfalt auch 
große ökonomische Risiken mit sich bringen. Die in Deutschland vor-
kommenden über 560 Wildbienenarten haben zum Beispiel als Bestäuber 
eine hohe Bedeutung. Sie sind durch arttypische Spezialisierungen und 
Anpassungen oftmals effektivere Bestäuber als Honigbienen. 

Ausgesummt? — Die Welt der Bienen 

Im Zusammenhang mit dem Insektenrückgang ist oft auch vom 
„Bienensterben“ die Rede. Vielen Menschen ist nicht bewusst: Ne-
ben der allseits bekannten Honigbiene gibt es noch rund 560 weitere 
Bienenarten in Deutschland. Dazu gehören auch die Hummeln. Die 
Honigbiene ist zwar die einzige Biene, die in Europa als Nutztier vom 
Menschen gezielt gezüchtet, gehalten und gep� egt wird, aber auch 
einige Wildbienenarten, wie zum Beispiel Hummeln, werden vom 
Menschen für die Bestäubung in Gewächshäusern und Obstplantagen 
gezielt vermehrt.

Die wildlebenden Bienenarten sind von der Zerstörung und Beein-
trächtigung ihrer Lebensräume und Nahrungsgrundlagen stark betrof-
fen. Ein Blick auf die Rote Liste zeigt: In Deutschland sind 41 Prozent 
der insgesamt 561 durch die Roten Listen erfassten Bienenarten 
bestandsgefährdet. Ein gezielter Schutz von Wildbienen, ihren Nah-
rungsgrundlagen und vielfältigen Lebensräumen ist daher dringend 
nötig. Mit einem insgesamt größeren Blütenangebot alleine, wie es für 
die Generalisten unter den Bienen grundsätzlich nützlich sein kann, ist 
es nicht getan. Denn viele Wildbienenarten sind Spezialisten und auf 
ganz bestimmte Nahrungsp� anzen sowie eine Vielfalt an P� anzen und 
Nistmöglichkeiten angewiesen.

Die Honigbiene (Apis mellifera)  
kann nur im Verband existieren und 
überleben

↓
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Insekten sind aber auch Nahrungsgrundlage für andere Insekten und 
weitere Tiergruppen wie Vögel, kleine Säugetiere, Reptilien, Amphibien 
oder Fische. Auswertungen von Bestandsveränderungen bei Vogelarten 
der letzten Jahre zeigen, dass besonders Bestandsrückgänge bei denjeni-
gen Vogelarten zu beobachten sind, die sich während der Brutzeit über-
wiegend von Kleininsekten und Spinnen ernähren. 

Auch wenn nicht verkannt wird, dass bestimmte Insektenarten – wie an-
dere Tiergruppen auch – eine Gefahr für die Gesundheit von Menschen, 
Tieren und P� anzen darstellen können und insoweit auch künftig Maß-
nahmen zur Regulierung bestimmter Insektenarten notwendig sein wer-
den, enthebt uns das nicht der Verantwortung, gegen das Insektensterben 
aktiv zu werden.

Weiden-Sandbiene (Andrena vaga), 
auf der Suche nach Nistgelegenheiten 
auf Sandboden in der Lüneburger 
Heide

↓

Wissenswertes 
zu Bienen

5

4

3
2
1

Fast ein Viertel der Wildbienen-
Arten bauen keine eigenen Nester, 
sondern schmuggeln ihre Eier in 
die Brutzellen anderer Bienen-
arten.

Wildbienen stellen keinen Honig 
her, bestäuben aber einige Kultur- 
und Wildp� anzenarten ef� zienter 
als Honigbienen.

Die bekanntesten Wildbienen sind 
Hummeln. Zu den mehr als 560 
Wildbienen-Arten in Deutschland 
zählen rund 40 Hummel-Arten.

Wildbienen sind für den Menschen 
ungefährlich. Sie stechen nur bei unmit-
telbarer Bedrohung – und ihr Stachel ist 
in vielen Fällen zu kurz, um unsere Haut 
zu durchdringen.

Die meisten Wildbienen-Arten 
bilden keine Staaten, sondern le-
ben einzeln (solitär) – zum Beispiel 
in sandigen Böden, morschem 
Holz, P� anzenstängeln oder sogar 
leeren Schneckenhäusern.

Quelle: design.idee/Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
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Gesundheitsschutzes für die Bevölkerung in Hinblick 
auf Trinkwasser, ungeachtet der Art der Wasserversor-
gung. Auch kleine Wasserversorgungen unterliegen der 
behördlichen Überwachungs- und Berichtsp� icht.

Abwasser, unabhängig von seinem Ursprung, ist in 
Deutschland vor der Einleitung in Gewässer in Über-
einstimmung mit den besten verfügbaren Techniken 
zu behandeln, um die Schadstof� elastung zu mini-
mieren. Die deutsche Abwasserverordnung regelt 
im Detail die Anforderungen für mehr als fünfzig 
Wirtschaftszweige, einschließlich der kommunalen 
Abwasserentsorgung für private Haushalte. Klär-
schlamm aus Kläranlagen ist zu entsorgen. Er kann 
als Dünger auf Böden aufgebracht werden, sofern sein 
Schadstoffgehalt die Grenzwerte nicht überschreitet, 
die in der Klärschlammverordnung festgeschrieben 
sind (Abbildung 5). Bei deren letzter Anpassung im 
Jahr 2017 wurden die Standards für die Anwendung 
von Klärschlamm auf Böden nochmals verschärft, 
um die Schadstof� elastung der Böden weiter zu 
verringern. Demnach wird die bodenbezogene Ver-
wertung von Klärschlamm aus Anlagen für mehr als 
100.000 Einwohner ab dem Jahr 2029 und aus solchen 
für mehr als 50.000 Einwohner ab dem Jahr 2032 
gänzlich untersagt. Außerdem enthält die Verordnung 
Vorschriften zur Rückgewinnung von Phosphor aus 
Klärschlamm, um diesen Rohstoff nachhaltiger zu 
bewirtschaften.

Abbildung 2: Verteilung der Nitratkonzentration im Grundwassermessnetz 2014 (Grenzwert: 50 Milligramm je Liter)

Quelle: Umweltbundesamt
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Im Jahr 2011 wurden in die Trinkwasserverordnung 
Vorschriften zur Überwachung von Hausinstallationen 
aufgenommen, die einen technischen Auslösewert 
für Legionellen beinhalten, dessen Überschreitung 
eine Gefahrenanalyse und gegebenenfalls Abhilfe-
maßnahmen erfordert. Die deutsche Trinkwasser-
verordnung folgt dem Ansatz eines ungeteilten 

(Tabelle 4). Da die EU-Trinkwasserrichtlinie derzeit 
überarbeitet wird und für mehrere chemische Para-
meter Änderungen erwartet werden, ist davon aus-
zugehen, dass auch die deutsche Trinkwasserverord-
nung zeitnah angepasst werden muss. 

Anteil in Prozent
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Der Schadstoffgehalt in der Außenluft ist in Deutschland in den vergange-
nen Jahrzehnten erheblich gesunken. Dennoch überschreiten die Konzen-
trationen an Stickstoffdioxid in einigen verkehrsnahen städtischen Gebie-
ten noch immer die geltenden Grenzwerte. Auch die Ozonkonzentration 
überschreitet häu� g den gesundheitsbezogenen Zielwert. Die geltenden 
Grenzwerte für Feinstaub werden zwar eingehalten; dessen ungeachtet 
sind die gesundheitlichen Wirkungen der Feinstaubbelastung noch immer 
erheblich. Die nationalen Emissionsminderungsverp� ichtungen der neuen 
EU-NEC-Richtlinie sollen weitere Verbesserungen insbesondere hinsicht-
lich der Feinstaubbelastung erzielen. Das erste Nationale Luftreinhalte-
programm konkretisiert die dafür geeigneten Maßnahmen. Das Sofort-
programm Saubere Luft fördert die Reduzierung der Stickoxidbelastung in 
urbanen Zentren. 

Regulierung der Außenluftqualität

Die Emission von Luftschadstoffen und die Qualität 
der Außenluft in Deutschland werden durch nationale 
Umsetzung der entsprechenden EU-Gesetzgebung 
reguliert.

Die Richtlinie (RL) 2016/2284/EU über die Reduktion 
der nationalen Emissionen bestimmter Luftschad-
stoffe („neue NEC-Richtlinie“) schreibt Verp� ichtun-
gen zur prozentualen Minderung der Emissionen fest. 
Die ab dem Jahr 2020 zu erreichenden Minderungsver-
p� ichtungen entsprechen denen des überarbeiteten 
Göteborg-Protokolls des Genfer Luftreinhalteabkom-
mens (Tabelle 1). Zur Umsetzung der Richtlinie ist 
unter anderem die Erstellung und jährliche Aktualisie-
rung von Emissionsinventaren erforderlich, die neben 
den Schadstoffen der Minderungsverp� ichtungen auch 
Schwermetalle, persistente organische Schadstoffe 
(POPs), Kohlenmonoxid, Feinstaub mit einer Partikel-
größe bis zu einem Durchmesser von zehn Mikrometer 
(µm) (PM10) und Ruß umfassen sollen.

Um die festgelegten Emissionsminderungen zu er-
reichen, bedarf es der umfassenden Regulierung re-
levanter Schadstoffquellen. Diese erfolgt durch eine 

Reihe spezi� scher Vorschriften, unter anderem für 
Industrieemissionen (RL 2010/75/EU), Typgenehmi-
gung von Kraftfahrzeugen (Verordnung (EG) Nummer 
715/2007), Verbrennungsmotoren für mobile Maschi-
nen (RL 2004/26/EG) und mittelgroße Feuerungs-
anlagen (RL 2015/2193/EU) sowie diverse nationale 

Tabelle 1: Nationale Verp� ichtungen Deutschlands 
zur prozentualen Emissionsreduktion gemäß der Richt-
linie 2016/2284/EU (bezogen auf das Jahr 2005)

ab dem Jahr 
2020 bis 2029

ab dem 
Jahr 2030

PM2.5* 26 % 43 %

Stickoxide (NOx) 39 % 65 %

Schwefel dioxid (SO2) 21 % 58 %

NMVOC** 13 % 28 %

Ammoniak (NH3) 5 % 29 %

*  Feinstaub mit einer Partikelgröße bis zu einem Durchmesser von  
 2.5 Mikrometer (μm); 
**  � üchtige organische Verbindungen außer Methan.

Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

Aktiv für Umwelt und Gesundheit 
Handlungskatalog für den Prozess „Umwelt und Gesundheit“ der Europäischen Region der Weltgesundheitsorganisation

21

Jahr

Anteil in Prozent

Tabelle 4: Unterschiedliche Trinkwassergrenzwerte für Chemikalien (Milligramm je Liter)

WHO-Leitlinien zur 
Trinkwasserqualität, 

Stand 2011

EU-
Trinkwasserrichtlinie, 

Stand 2015

Deutsche 
Trinkwasserverordnung, 

Stand 2018

Acrylamid 0,0005 0,0001 0,0001

Antimon 0,02 0,005 0,005

Benzol 0,01 0,001 0,001

Benzo[a]pyren 0,0007 0,00001 0,00001

Bor 2,4 1 1

Cadmium 0,003 0,005 0,003

Cyanid - 0,05 0,05

1,2-Dichlorethan 0,03 0,003 0,003

Epichlorhydrin 0,0004 0,0001 0,0001

Nickel 0,07 0,02 0,02

Nitrit 3 0,5 0,5

Pestizide/Biozide 0,00003 – 0,1 0,0001 (Summe) 0,0001 (Summe)

Polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe – 0,0001 0,0001

Quecksilber 0,006 0,001 0,001

Selen 0,04 0,01 0,01

Tetra-/Trichlorethen 0,04/0,02 0,01 (Summe) 0,01 (Summe)

Trihalogenmethane 0,06 – 0,3 0,1 0,05

Uran 0,03 – 0,01

Vinylchlorid 0,0003 0,0005 0,0005

*Die WHO-Leitlinien weisen spezi� sche Grenzwerte für eine Reihe einzelner Wirkstoffe aus.
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Abbildung 3: Verwertungsquote von Klärschlamm in der Landwirtschaft  
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Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit /Destatis 
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kontinuierlich begleitet, sodass die Bundesregierung 
den Bedarf für ein gegebenenfalls notwendiges Nach-
steuern rasch erkennen und entsprechend handeln 
kann. Durch die vorgesehenen Mechanismen wird das 
Monitoring der tatsäch lichen Treibhausgasminderung 
zu einem wichtigen Hebel im lernenden Prozess, wie er 
im Klimaschutzplan 2050 verankert ist. 

Nationales Handeln, europäischer Klimaschutz und in-
ternationales Engagement gehen dabei Hand in Hand. 
Nur wenn Deutschland eine glaubwürdige Minde-
rungspolitik erfolgreich umsetzt, ist zu erwarten, dass 
unsere Stimme auch weiterhin bei europäischen und 
internationalen Klimaschutzverhandlungen Gewicht 
hat. Auch dafür steht das vorliegende Klimaschutz-
programm.

2.1  Internationale 
Handlungsgrundlagen

Das Übereinkommen von Paris

Die Klimakonferenz von Paris hat 2015 die weltwei-
ten Anstrengungen zum Schutz des Klimas auf eine 
völlig neue, völkerrechtlich verbindliche und ambi-
tionierte Grundlage gestellt: 2015 nahmen alle 197 
Vertrags parteien der Klimarahmenkonvention das 
Klimaschutz übereinkommen von Paris an. Mit dem 
Übereinkommen setzen sich die Staaten das Ziel, den 
Anstieg der weltweiten Durchschnittstemperatur deut-
lich unter zwei Grad Celsius zu halten (im Vergleich 
zur vorindustriellen Zeit) und möglichst auf 1,5 Grad 
Celsius zu beschränken. 

Zur Beschränkung des Temperaturanstiegs auf 
1,5 Grad Celsius müssten die anthropogenen globalen 
Treib hausgasemissionen bis etwa zur Mitte dieses 
Jahrhunderts auf netto null sinken, zur Einhaltung 
der Zwei-Grad-Celsius-Obergrenze bis etwa 2075. 
Das bedeutet, dass durch menschliche Aktivitäten 
nur noch so viele Treibhausgase zusätzlich emittiert 
werden dürfen, wie zusätzlich in Treibhausgas-Senken 
wie Böden und Wäldern oder durch Technologien zur 
Abtrennung und Speicherung von CO2 beziehungs-
weise in CO2-Kreisläufen gebunden werden können 
(Treibhausgasneutralität).

Deutschland hat sich auf dem UN-Klimaschutzgipfel 
in New York dazu bekannt, Treibhausgasneutralität bis 
2050 als langfristiges Ziel zu verfolgen. Deutschland setzt 

sich deshalb mit den meisten Mitgliedstaaten für das 
Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2050 in Europa ein. 

Das 1,5-Grad-Celsius-Ziel

Der Sonderbericht des Weltklimarats (Intergovern-
mental Panel on Climate Change – IPCC) vom Oktober 
2018 fasst den wissenschaftlichen Kenntnisstand zu den 
Folgen einer Erwärmung um 1,5 Grad Celsius gegenüber 
vorindustriellem Niveau und zu den mit einer solchen 
Erwärmung konsistenten globalen Treibhausgasemis-
sionspfaden zusammen. Er untersucht außerdem kon-
krete Maßnahmen zur Verstärkung und Beschleunigung 
des Kampfes gegen den Klimawandel. Laut IPCC liegt 
der Anstieg der globalen mittleren Ober¡ ächentempe-
ratur bereits heute bei etwa einem Grad Celsius über 
vorindustriellem Niveau. Bei Beibehalten der derzeitigen 
Emissionstrends würden 1,5 Grad Celsius Erwärmung 
wahrscheinlich zwischen 2030 und 2052 erreicht.

Laut IPCC gehen mit einer globalen Erwärmung um 
1,5 Grad Celsius bis zwei Grad Celsius höhere Risiken 
für Natur und Mensch einher als bisher bekannt. Dazu 
gehören insbesondere Hitzewellen in den meisten 
bewohnten Gebieten, Starkregen in einigen Gegenden 
und in anderen Regionen extreme Dürren. Sensible 
Ökosysteme (zum Beispiel tropische Korallen, Arktis) 
sowie arme und verletzliche Bevölkerungsgruppen 
sind besonders von Klimawandelfolgen betroffen und 
stoßen teilweise jetzt schon an die Grenzen ihrer An-
passungsfähigkeit. Ab einer Erwärmung von 1,5 Grad 
Celsius sind bereits irreversible Verluste oder das Über-
schreiten von Kipppunkten möglich. 

Die vom IPCC betrachteten Minderungspfade für eine 
Begrenzung auf 1,5 Grad Celsius beinhalten die Min-
derung der globalen CO2-Emissionen bis 2030 um etwa 
45 Prozent unter das Niveau von 2010 und erreichen 
um das Jahr 2050 netto null Emissionen. Für eine Er-
wärmung von zwei Grad Celsius wären etwa 20 Prozent 
Reduktion bis 2030 notwendig, ein Netto-Null bis etwa 
2075. Das angesteuerte Emissionsniveau für das Jahr 
2030 der weltweit bislang vorgelegten Klimaschutzzu-
sagen (Nationally Determined Contributions, NDCs) 
der Parteien unter dem Pariser Übereinkommen ist laut 
IPCC noch nicht ausreichend, um die Erwärmung auf 
unter zwei Grad Celsius beziehungsweise 1,5 Grad Cel-
sius zu begrenzen und muss zur Einhaltung von 1,5 Grad 
Celsius, basierend auf den einbezogenen Szenariorech-
nungen, um 40 bis 50 Prozent gesenkt werden. 
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Die notwendigen Transformationsleistungen für 
1,5-Grad-Celsius-kompatible Emissionspfade sind den-
jenigen für zwei Grad Celsius qualitativ sehr ähnlich, 
jedoch ausgeprägter und schneller. Sie erfordern des-
halb eine weit über die weltweit bislang vorgelegten 
NDCs hinausgehende Reduktion der Treibhausgas-
emissionen im nächsten Jahrzehnt, und zwar weltweit. 

Aufgrund der deutlichen Differenzen in den Am-
bitionsniveaus der NDCs und damit auch in den 
jeweiligen CO2-Vermeidungskosten setzt sich die 
Bundesregierung im Rahmen der Umsetzung des 
Übereinkommens von Paris weiter für die Schaffung 
weltweit einheitlicher Wettbewerbsbedingungen ein. 
Deutschland ist zudem an der „Carbon Pricing Lead-
ership Coalition“ der Weltbank beteiligt, die weltweit 
für CO2-Preisinstru mente wirbt.

Überprüfungs- und Ambitionsmechanismus

Um regelmäßig zu überprüfen, ob die nationalen 
Klima schutzbeiträge der Staaten ausreichen, bein-
haltet das Übereinkommen von Paris einen fün� ähr-
lichen Überprüfungs- und Ambitionsmechanismus. 
Dabei gilt auch für die Europäische Union (EU) als 
Vertragspartei des Pariser Klimaschutzübereinkom-
mens: Der Klimaschutzbeitrag muss bis Anfang 2020 
erneut mitgeteilt oder aktualisiert werden und ab 
2025 für die Zeit nach 2030 anspruchsvoller als der 
bisherige Klimaschutzbeitrag fortgeschrieben werden. 
Zusammen mit einem für alle Staaten einheitlichen 
und robusten Transparenz system für die Berichter-
stattung von Emissionen, den Fortschritten bei der 
Umsetzung der NDCs und der Darstellung der Be-
mühungen in der internationalen Klima� nanzierung 

soll sichergestellt werden, dass das Ziel der Treib-
hausgasneutralität entsprechend dem Pariser Über-
einkommen erreicht werden kann. Für Deutschland 
als Mitglied der EU bedeutet das, dass der deutsche 
Klimaschutzbeitrag ebenfalls regelmäßig überprüft 
werden muss. 

Das Regelwerk

Auf Basis des bei der Vertragsstaatenkonferenz COP24 
in Kattowitz beschlossenen Regelbuchs zur Umset-
zung des Übereinkommens von Paris wird von 2024 
an weltweit nach gleichen Standards über Klima-
schutzaktivitäten berichtet. Alle fünf Jahre wird die 
Staatengemeinschaft eine Bestandsaufnahme anhand 
der Ziele des Übereinkommens von Paris vornehmen. 
Es gilt festzustellen, ob die Länder gemeinsam auf 
dem richtigen Weg sind. Die Regeln zur Umsetzung 
der in Artikel 6 des Übereinkommens von Paris vor-
gesehenen Marktmechanismen sollen bei COP25 be-
schlossen werden. Diese Kooperationsmechanismen 
sollen nicht nur die Umsetzung bestehender Klima-
schutzziele erleichtern, sondern auch zur Steigerung 
der Ambition bei den zukünftigen Zielen führen. Das 
Thema Verluste und Schäden wird bei den Diskussi-
onen zur Anpassung mit aufgegriffen. Bei den Dis-
kussionen soll jeweils auch das Thema Gerechtigkeit 
berücksichtigt werden. 

Transparenz und Erfüllungskontrolle 

Die Richtlinien des Regelbuchs enthalten Vorgaben 
für die Erstellung der Treibhausgasinventare. Außer-
dem de� nieren sie, wie die Berichterstattung über den 
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1
Einführung

Laut einer Studie des Robert Koch-Instituts (RKI) sind 
47 Prozent der Frauen und 62 Prozent der Männer in 
Deutschland übergewichtig1. Fast ein Fünftel der Er-
wachsenen ist sogar adipös2. Unter den 3- bis 17-jährigen 
Kindern und Jugendlichen sind 15 Prozent übergewich-
tig, etwa ein Drittel davon adipös. Übergewicht, das sich 
im Kindesalter ausbildet, bleibt meist ein Leben lang be-
stehen. Damit erhöht sich auch das Risiko ernährungs-
mitbedingter Krankheiten. Sowohl Diabetes mellitus Typ 
2 als auch koronare Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind 
häu� g die Folge von Übergewicht und Adipositas.

Weiterhin zeigen die Ergebnisse der Nationalen Ver-
zehrsstudie II (NVS II) des Max Rubner-Instituts (MRI), 
dass die Aufnahme von Zucker, Fett, gesättigten Fett-
säuren und Salz in weiten Teilen der Bevölkerung in 
Deutschland oberhalb der Empfehlungen der Deutschen 
Gesellschaft für Ernährung e. V. (DGE) bzw. den D-A-
CH-Referenzwerten für die Nährstoffzufuhr der Ernäh-
rungsfachgesellschaften in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz liegt3,4. Auch das kann zu gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen führen, ebenso wie eine hohe Zu-
fuhr an trans-Fettsäuren.

Vor diesem Hintergrund hat das Bundeskabinett am 
19. Dezember 2018 das Konzept der Nationalen Reduk-
tions- und Innovationsstrategie für Zucker, Fette und 
Salz in Fertigprodukten (NRI) beschlossen. Damit sollen 
eine gesunde Lebensweise gefördert und der Anteil von 
Übergewichtigen und Adipösen in der Bevölkerung, ins-
besondere bei Kindern und Jugendlichen, gesenkt sowie 
die Häu� gkeit von ernährungsmitbedingten Krankhei-
ten verringert werden. Dies soll über die Verbesserung 
der Ausgewogenheit der Nährstoffversorgung und der 
Energiezufuhr erreicht werden.

Mit der Strategie setzt die Bundesregierung ein zentrales 
Vorhaben des Koalitionsvertrags um und folgt europä-
ischen und internationalen Empfehlungen. Die NRI ist 
ein Element im Rahmen eines ganzheitlichen ernäh-
rungspolitischen Ansatzes des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) und Ergebnis 
eines intensiven Dialogprozesses mit Vertreterinnen und 

Vertretern der Bundesregierung sowie mit Verbänden 
und Institutionen aus den Bereichen

a) Ernährung,

b) Gesundheit,

c) Lebensmittelwirtschaft,

d) Verbraucherschutz und 

e) Wissenschaft.

Der Strategie liegt eine im September 2018 unterzeich-
nete Grundsatzvereinbarung zwischen dem BMEL und 
den an drei Runden Tischen beteiligten Verbänden der 
Lebensmittelwirtschaft zugrunde. Darin geben die Ver-
bände die Zusage, die NRI zu unterstützen. Das bedeutet, 
dass sie sich dazu verp¤ ichten, bis zum Jahr 2025 die 
Gehalte an Zucker, Fetten, Salz und/oder Kalorien in 
Fertigprodukten zu reduzieren. Seit Januar 2019 erfolgt 
die Umsetzung der Strategie.

Im vorliegenden Zwischenbericht wird der aktuelle 
Stand der Umsetzung der NRI vorgestellt und auf die 
Ergebnisse der ersten Folgeerhebung des vom MRI 
durchgeführten Produktmonitorings eingegangen. 
Dabei werden die Beiträge der beteiligten Akteure aus 
den Bereichen Politik, Wirtschaft, Gesundheit, Ernäh-
rung, Verbraucherschutz und Wissenschaft dargelegt 
und deren Bewertungen der im Rahmen der NRI bislang 
erzielten Fortschritte wiedergegeben. Am Ende wird ein 
Ausblick auf die nächsten Schritte gegeben.

Allen Verbänden und Institutionen, die Mitglied im NRI-
Begleitgremium sind, sowie weiteren Verbänden, die im 
Rahmen der NRI Zielvereinbarungen getroffen haben, 
wurde die Möglichkeit gegeben, dem BMEL Beiträge 
zum vorliegenden Bericht zu übermitteln. Auf Basis der 
eingegangenen Rückmeldungen hat das BMEL anschlie-
ßend den Bericht erstellt. Passagen, die wörtlich aus den 
eingereichten Beiträgen übernommen wurden, sind als 
Zitate gekennzeichnet.
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Pro-Kopf-Verbrauch ausgewählter  
Lebensmittel in Deutschland (in Kilogramm)

14,6 50,5 87,4 55,4 34,6 96,9 73,6 1,0

Quelle: © BLE
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Milchpreis: Wie viel bekommt 
der Landwirt? (in Cent pro Kilogramm)
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Wie viel Platz hat eine Legehenne im Stall?

Stallfläche pro Tier in Quadratmetern
Auslauffläche pro Tier in Quadratmetern

Kleingruppen­
haltung

Bodenhaltung

0,08 m2 0,11 m2

Freilandhaltung Ökohaltung

0,11 m2 0,17 m2

4 m2

zusätzliche Auslauffläche bei Freiland- sowie Ökohaltung

Anteil der jeweiligen Haltungsform an 
der Legehennenhaltung insgesamt

62,8 %

11,5 %

19,1 %

6,7 %

Bodenhaltung

Freilandhaltung

Ökohaltung

Kleingruppenhaltung

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Wie viele Menschen ernährt ein Landwirt? 

Quelle: © BLE
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JAHRE
ERASMUS-
PROGRAMM

Das 1987 eingerichtete ERASMUS-Programm ist das Flaggschiff der 
Europäischen Union für grenzüberschreitende Mobilität und Zusam-
menarbeit in der europäischen Hochschulbildung. Mit europaweit 
bisher rund 2,5 Millionen mobilen Studierenden ist es das weltweit 
größte Mobilitätsprogramm. Allein aus Deutschland haben bisher rund 
400.000 Studierende mit ERASMUS ein Teilstudium oder Praktikum 
im europäischen Ausland absolviert. Der Deutsche Akademische Aus-
tauschdienst (DAAD) nimmt in Deutschland von Programmbeginn an 
für das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) die Auf-
gaben einer Nationalen Agentur für ERASMUS wahr.
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Schnupper-
Sprachkurse

Wo 
Amalienstraße 73a 

(nicht barrierefrei)

Die Internationale Forschungs-

stelle für Mehrsprachigkeit an der 

LMU und die Stelle für interkul-

turelle Arbeit, Sozialreferat der 

Landeshauptstadt München laden 

Sie ganz herzlich zu Schnupper-

Sprachkursen ein. 

Wann 
Freitag, 

28. November 

2014 

ab 16.00 Uhr

 

Kontakt: Julia Meyer 
Internationale Forschungsstelle 
für Mehrsprachigkeit IFM 
ifm@daf.lmu.de | www.ifm.daf.uni-muenchen.de

16.00 Begrüßung und einleitende Worte 
 von der Leiterin der IFM, 
 Frau Prof. Dr. Claudia Maria Riehl 

16.40 - 17.20  Schnupper-Sprachkurse (Runde I) 
17.30 - 18.10  Schnupper-Sprachkurse (Runde II) 

Jede/r Teilnehmer/in hat die Möglichkeit, in zwei unter-
schiedliche Sprachen zu schnuppern. Alle der oben 
genannten Sprachen werden jeweils zweimal angeboten. 

Die Teilnahme ist kostenfrei. 
Um Anmeldung wird gebeten unter erl@daf.lmu.de. 

Ablauf 

Zur Feier des Jahres-

tags der IFM (Eröffnung: 

28.11.2013) möchten wir 

anschließend ab 18.15 Uhr 

noch zu einem Umtrunk 

im Institut für DaF / IFM: 

Ludwigstraße 27, 1. Stock 

(barrierefrei), einladen.
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Interkultureller
Integrationsbericht
München lebt Vielfalt

2013
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Interkultureller Integrationsbericht 2013 der Landeshauptstadt München
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Gute Noten für das interkulturelle 
Zusammenleben in München

Die Teilnehmenden der Bürgerbefragung schätzten 
ihr Wohlbefi nden über das interkulturelle Zusam-
menleben in München mit Hilfe der Kategorien 
„sehr wohl“, „eher wohl“, „eher nicht wohl“ und 
„gar nicht wohl“ ein.30  

Quelle: Bürgerbefragung des Direktoriums 2013/Sonderauswertung des Statistischen Amtes/eigene Darstellung

Abb. III.2: Wie wohl fühlen Sie sich im Hinblick auf das interkulturelle Zusammenleben in München?

44,1 % aller Befragten gaben an, sich im Hinblick 
auf das interkulturelle Zusammenleben „sehr 
wohl“ zu fühlen. Es ist auffällig, dass Auslände-
rinnen und Ausländer sowie Deutsche mit Mig-
rationshintergrund das Zusammenleben positiver 
bewerten als Deutsche ohne Migrationshinter-
grund. Mit 45,4 % ebenfalls hoch ist der Anteil 
aller Befragten, die sich „eher wohl fühlen“. 
Lediglich 10,5 % der Befragten fühlen sich „eher 
nicht wohl“ oder „gar nicht wohl“. Dies ist ein 
starkes Votum für ein positives interkulturelles 
Klima in der Stadt. Bemerkenswert ist, dass der 
weit überwiegende Teil der Befragten eine klare 
Meinung zu der gestellten Frage vertrat. Lediglich 
2,9 % der Befragten sahen sich nicht in der Lage, 
das interkulturelle Zusammenleben zu beurteilen. 

Wer ist verantwortlich für die 
Integration?

Das Integrationsbarometer des SVR wollte von 
den Befragten wissen, wer für eine erfolgrei-
che Integration verantwortlich ist. Zur Auswahl 
standen die Kategorien: „die Zuwanderinnen und 
Zuwanderer“, „die Mehrheitsbevölkerung“ und 
„der deutsche Staat“. Die Münchner Befragung 
übernahm diese Kategorien und ergänzte sie durch 
die Antwortmöglichkeit „die Stadt München“. 

Um die Vergleichbarkeit mit dem Integrationsba-
rometer des Sachverständigenrates deutscher 
Stiftungen für Integration und Migration (SVR) zu 
ermöglichen, wurden in der folgenden Darstel-
lung die Kategorien Deutsche mit Migrations-
hintergrund sowie Ausländerinnen und Ausländer 
zusammengefasst.

Über alle Kategorien hinweg, gibt es bei Männern 
und Frauen insgesamt nur sehr wenige Abwei-
chungen. Bei den Ausländerinnen und Ausländern 
gibt es eine signifi kante Unterscheidung in der Ka-
tegorie „eher wohl fühlen“: Der Anteil derjenigen, 
die sich „eher wohl fühlen“, liegt bei den Auslände-
rinnen bei 35,1 % und bei den Ausländern bei 
39,4 %. Bei den Deutschen mit Migrationshinter-
grund ist es umgekehrt und liegt mit 45,8 % bei 
den Frauen höher, als bei den Männern mit 39,3 %.

Abschließend lässt sich feststellen, dass sich mit 
89,7 % der überwiegende Teil der Befragten mit 
dem interkulturellen Zusammenleben in der Stadt 
„sehr wohl“ und „eher wohl“ fühlt. Dadurch 
bestätigen die Befragten, dass München seinem 
Anspruch „Weltstadt mit Herz“ gerecht wird!

In den nachfolgenden Tabellen wird die Zustim-
mung der Befragten für die Zuschreibung der 
Verantwortlichkeit für Integrationserfolge abge-
bildet. Bspw. sind 62,8 % der Befragten ohne 
Migrationshintergrund der Studie des SVR 2012 
der Auffassung, dass Zuwanderinnen und Zu-
wanderer „voll und ganz“ für Integrationserfolge 
verantwortlich sind. 

Bei einem Vergleich zwischen München und West-
deutschland fällt sofort ins Auge, dass die Münch-
ner Befragten mit und ohne Migrationshintergrund 
die Antwortkategorie „teils/teils“ insgesamt mit je-
weils etwa einem Drittel weitaus häufi ger nutzten 
als die Befragten des SVR. Dies hat u. a. metho-
dische Gründe: Bei der telefonischen Befragung 
des SVR wurde den Befragten „teils/teils“ nur 
als Antwortmöglichkeit angeboten, wenn sich die 
Befragten nicht zwischen den anderen Kategorien 
entscheiden konnten. Bei der Bürgerbefragung 
des Direktoriums 2013 wurde „teils/teils“ von 
vornherein als Antwortkategorie verwendet. Aus 
der Sicht der Stelle für interkulturelle Arbeit stellt 
„teils/teils“ eine wichtige Antwortmöglichkeit 
dar, die beinhaltet, dass nicht nur eine Gruppe für 
Integration verantwortlich ist. 

Bei der Befragung des SVR 2011 sahen in West-
deutschland sowohl Menschen mit als auch ohne 
Migrationshintergrund die Verantwortung für den 
Integrationserfolg zu etwas weniger als zu zwei 

Dritteln „voll und ganz“ bei den Zuwanderinnen 
und Zuwandern. Etwa ein Drittel verortete die 
Verantwortung „voll und ganz“ bei der Mehrheits-
bevölkerung bzw. beim deutschen Staat. 

In München sind über ein Drittel der Befragten der 
Ansicht, Integration sei sowohl Aufgabe der Zu-
gewanderten als auch der Mehrheitsgesellschaft 
(Kategorie: teils/teils). Diese Kategorie ist bei der 
Befragung in Westdeutschland zu vernachlässi-
gen. Die Münchner Bevölkerung sieht demzufolge 
in der Integration in viel stärkerem Maße einen 
wechselseitigen Prozess, als dies bundesweit der 
Fall ist. Dies deckt sich mit dem Integrationsver-
ständnis der Landeshauptstadt München: „Unter 
Integration verstehen wir einen längerfristigen 
Prozess (....). Für das Gelingen dieses Prozes-
ses tragen Eingewanderte wie Mitglieder der 
Aufnahme gesellschaft in gleicher Weise Verant-
wortung (…).“31 Die Münchner Befragten mit 
und ohne Migrationshintergrund sehen die Stadt 
München stärker für Integrationserfolge in der 
Verantwortung als den deutschen Staat. 

Einschätzung von Veränderungen 
der Integrationspolitik

Die Einschätzung zur Frage: Die Integrations-
politik der letzten 5 Jahre hat die Integration von 
Zuwandererinnen und Zuwanderern: „wesent-
lich verbessert“, „etwas verbessert“, „gar nicht 
verändert“ und “etwas verschlechtert“, fi el den 
Münchner Befragten schwer. Hier antworteten 

Ausländerinnen 
und Ausländer

10 %0 %

sehr wohl

eher wohl

eher nicht wohl

gar nicht wohl

20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 % 100 %

Deutsche m. MH

Deutsche o. MH

Gesamt

53,3

46,4

41,8

44,1

37

8,2

8,6

8,4

42,7

45,4

7,5

47,5

30   Diese Frage wurde nur in München gestellt, nicht im Integrationsbarometer des SVR. 31  LH München, Sozialreferat, Stelle für interkulturelle Arbeit (2008). Interkulturelles Integrationskonzept. Grundsätze und Strukturen 
der Integrationspolitik der LH München, Seite 12.

Bewertung des interkulturellen Zusammenlebens und der Integrationspolitik 

III

VI  Stand der 
Integration 
in München 

Stand der Integration in München 

VI

72

Interkultureller Integrationsbericht 2013 der Landeshauptstadt München

73

VI.1 Handlungsfeld: 
 Interkulturelle Öffnung

VI.1.1  Anteil der Mitarbeiterinnen  
 und Mitarbeiter mit aus-
 ländischer Staatsangehörig-
 keit an allen Beschäftigen der 
 Landeshauptstadt München

Die Münchner Stadtverwaltung will einerseits den 
Anteil der Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
auf allen Hierarchieebenen und andererseits die 
interkulturelle Kompetenz bei allen Beschäftigten 
erhöhen. In diesem Indikator wird danach gefragt, 
zu welchem Anteil Menschen mit Migrationshin-

„Unser Team ist so bunt und vielfältig wie 
unsere Klienten“ – so die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Amtes für Wohnen und Migra-
tion, die sich um die Betreuung unbegleiteter 
heranwachsender Flüchtlinge in Wohngemein-
schaften kümmern.

tergrund unter den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern vertreten sind. In welchen Hierarchieebenen 
und Tätigkeitsbereichen arbeiten sie und vor allem, 
was hat sich gegenüber dem Integrationsbericht 
2010 verändert?



vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.


